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Beilage zu Ne . 26 S - er Karlsruher Zeitung .
Mittwoch , LL dtovember L878 .

Badischer Landtag

Karlsruhe , 11 . Nov . 47 . öffentliche Sitzung der Zweiten
Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten Lamey . ( Schluß .)

Justizministerial - Präsidcnt vr . Grimm : Die von dem
Hrn . Vorredner vertretenen Anschauungen seien durchaus auch
die der Regierung . Bei den seitherigen Berathungen sei mit
Recht oft darauf hingewiesen worden , daß in Baden durch
die Einführung der Reichs - Justizgesctzc verhältnißmiißig wenig
Neuerungen eintreten würden , die Grundzüge der bisherigen
Einrichtungen vielmehr im Großen und Ganzen auch nach
dem künftigen ReichSrccht dieselben bleiben würden . Selbst¬
redend gäbe es aber auch einzelne tiefgreifende Abweichungen
und gerade in der Einführung des Instituts der Amtsan¬
wälte liege eine solche Ausnahme von dieser Erscheinung
vor . Während nämlich bisher in Baden die Bestimmungin Geltung war , daß nur bei jedem Gerichtshof eine
Staatsanwaltschaft zu bilden sei, erfordere die Reichs - Gesetz¬
gebung eine solche für jedes Gericht ; es werde daher in Zu¬
kunft auch, für jedes Amtsgericht eine Staatsanwaltschaft ,die sog. Amtsanwaltschaft , existiren . Wie bekannt , sei nun
durch die Reichs -Strafprozeß -Ordnung der Kreis der Be¬
fugnisse der Staatsanwaltschaft viel weiter gezogen , als bis¬
her , viele Amtshandlungen , die bisher dem Untersuchungs¬
richter oblagen , seien dem Staatsanwalt übertragen , der
Amtsanwalt insbesondere werde die ganze Voruntersuchung ,
soweit eine solche bei amtsgerichtlicheu Strafsachen überhaupt
noch stattfinde , zu führen haben . Er habe dann die öffent¬
liche Klage zu erheben , er habe die Anklage in der Haupt¬
verhandlung vor dem Schöffengericht zu vertreten , er habe
endlich die Rechtsmittel zu ergreifen und nebcnherlaufend
sämmtliche Anträge wegen Erlassung gerichtlicher Strafbesehlrbei'm Amtsgericht zu stellen . Daß , angesichts so wichtiger
Funktionen , und bei der weitgreifenden Kompetenz der Schöf¬
fengerichte , die künftig von 1 Mark Geldstrafe bis zu mehr¬
jährigem Gesängniß zuständig seien, man cs im Prinzip für
wünschmSwerth erachten müßte , für dieses Amt womöglich
Personen zu finden , welche die Qualifikation zum Richtcr -
awt besitzen, sei unzweifelhaft , aber ebensowohl budgetmäßige
Rücksichten als der allgemein anerkannte Mangel an Perso¬nal erwecke Bedenken hinsichtlich der Durchführbarkeit dieses
Gedankens . Auch die Kommission habe dies empfunden und
daher den Ausweg vorgeschlagen , auch Rechtspraktikanlen zur
Besorgung der amtsanwaltschaftlichen Dienste zuzulassen .
Dieser Bestimmung könne die Regierung aber große prakti -
sche Bedeutung nicht zuerkennrn , weil die Thätigkeit des
Amtsanwalts keine für den Vorbereitungsdienst der
jungen Juristen sehr geeignete sei und weil außerdemdie für die Vorbereitung reichsgesetzlich vorgeschriebene Be¬
schäftigung fast die volle zwischen der ersten und der zwei -
teu Prüfung liegende Zeit absorbire . Ebenso seien ganz
junge , lebensunerfahrene Leute am wenigsten zu der Hand¬
habung der Polizei -Strafrechtspflege berufen , vielmehr sei es
wüafchenswerth , hiezu Kräfte zu bekommen , die in diesem .
Dienste auSharren und mit ruhiger Ueberlegung , mit Per¬
sonen - und Sachkenntniß dieser Funktion , die sie mit der
ganzen Bevölkerung in Berührung bringe , ständig obliegen .Die RrichSgesttzgebung selbst sei übrigens von dem Gedanken
auSgegangm , daß zurAusübung der Funktionen derAmtsanwälte
sich juristisch gebildete Kräfte in ausreichender Zahl nicht findenwürden und beschaffen lassen , sie habe darum in § 149 des
ReichS -GerichtSverfafsungS - Gesetzes nur für die Beamten 6er
Staatsanwaltschaft bei dem Reichsgericht , den Ober -Landes «
und den Landgerichten das Erforderniß völliger Qualifikation
zum Richteramt aufgestellt und damit per argumentum e
« cmtrariv ausgesprochen , daß für die Amtsanwaltschaft eine
solche Beschränkung auf Personen , welche Richterexamina ge¬
macht , nicht statlfinden solle. Ganz im Einklang mit dieser

Je« Hlück« eiu Man-.
Roman von E . Braddon .

(Fortsetzung aus der Beilage Nr . L68 .)
Köchin Nummer Zwei ist korpulent and ältlich , eine Matrone von

außerordentlich respektables Aussehen . In Bezug auf kulinarische
Kenntnisse ist ste ein großer Fortschritt gegen ihre Vorgängerin , vnd
ste sendet schmackhafte kleine Diner - hinauf , die Hermann ' » feinge -
gebildeten Geschmack nicht beleidigen . Die » ist eine unaussprechliche
Erleichterung für Edith «, die gelernt hat , die Dinerstundc für die »er -
»erblichst « de» Lage » zu betrachten . Noch bleibt «S ihr Vorbehalten ,
zu entdecken , daß dieser Schatz der Kochkunst «inen hungrigen Fa¬
milienkreis besitzt , welcher in einer nahe gelegenen Gaffe haust und >
seine Nahrung hauptsächlich an » MrS . Weßroy 'S Küche bezieht . Jane
Lubb » begnügte sich mit einer allgemeinen Verschwendung und der Vewir -
rhong eine » zahlreichen Bekanntenkreise » ; Anna Files hingegen betrügt
in einer berechenbare » Weise ; ste sührt ein geordnete » System für dir
Ausgaben ein vnd erscheint aus diese Weise ehrlicher . Jene Ver¬
schiedenheit in den wöchentlichen Rechnungen , welche Ediths so sehr
verwirrten , kommen nicht mehr vor ; die Ausgaben find aber gleich¬
förmig hoch.

»Mir scheint , al » äßen wir ungeheuer viel Brod , File »" , bemerkt
Editha erröthend .

»Ja , gnödige Fra « ; die jungen Frauenzimmer find beide starke
Esserinnen , und ich weiß , Sie würden e» gewiß nicht gern sehen,
wenn ich e» ihnen gerab « an „Br v d" fehlen ließe "

, erwidert File ».
»Natürlich nicht . L » sollte wir sehr leid thnn , wenn e» ihnen

überhaupt an etwa » mangeln würde ."

»Gewiß , gnödige Frau . Jede feine Dame wiirhe eben so fühlen ",erwidert die Köchin , wie Jemand , der ein feiner Berftändniß für di«
Gefühle besitzt , welche eine Dame beseelen sollten . ,,Wa » mich be- i

Auffassung habe der Reichsgcsetzgeber das ganze Institut der
Amtsanwaltschaft auch in der Art konstcuirt , daß zur Aus¬
übung dieses Amtes auch Personen ohne den Besitz völliger
Rechtskenntniß fähig seien ; dies sei der gesetzgeberische Gedanke , welcher Bestimmungen , beispielsweise wie denen der
88 143 und 146 Abs . 2 der Reichs - Gerichtsverfassung unddes Z 483 Abs. 2 der Rcichs - Strafprozeßordnung zu Grunde
liege. Es sei aber in der gesetzgeberischen Geschichte unseres
Reichsrechts dies Prinzip auch bereits ausgesprochen worden ,denn als man in der Reichs - Justizkommission einen dem
heute zur Berathung vorliegenden 8 18 Äbs 1 inhaltlich
völlig gleichen Antrag stellte , habe es die Reichsregierung
ausdrücklich für ein Ding der Unmöglichkeit erklärt , für die
Amtsanwaltschaft durchweg juristisch gebildete Personen zu
gewinnen und zu besolden . Die Reichs -Justizkommisstonhabe dann den Antrag , daß die Amtsanwälte Richteramts -
Qualifikation besitzen sollen , verworfen . Nachdem nun die
Reichsgesetzgebung von einer derartigen Bestimmung Umgang
genommen habe , sei es für uris bei dem so empfindlichen

I Personalmangel gewiß angezeigt , dasselbe zu thun . Auch! habe man nirgends in ganz Deutschland eine solcheNorm für die Besetzung der Amtsanwaltschafts -Stcllcn aus¬
gestellt . In unserem Lande zumeist sei eine ganz besondere
Vorsicht geboten . In Baden sei nämlich das Institut nochein ganz neues , da empfehle cs sich doch , dem Verfahrenanderer Länder , welche schon ähnliche Einrichtungen besaßen ,sich anzuschließen , eine solche habe Preußen in den Polizei¬anwälten gehabt . Gerade aber Preußen habe in seinen Mo¬tiven zu dem preußischen Ausführungsgesetz ausdrücklich für
undurchführbar erklärt , was jetzt die badische Justizkommis¬ston in Vorschlag bringe . Es heiße nämlich Seite 72 da¬
selbst , „ daß von der Voraussetzung der Richteramts - Quali -
fikätion Abstand zu nehmen sei , schon deßhalb , weil dem
Staate weder das erforderliche Personal , noch die erforder¬lichen Geldmittel zur Verfügung stehen , um die Stellen der
Amtsanwäite sämmtlich oder auch nur zum größeren Theilmit Beamten , welche zum Richteramt befähigt sind , besetzenzu können ; es müßten daher Einrichtungen getroffen werden ,welche es zulassen , unter Berücksichtigung der konkreten Ver¬
hältnisse zur Verwaltung der Amtsanwaltschaft die geeignet¬sten Kräfte , wie sie sich gerade darbieten , heranzuziehen " .Preußen wolle daS Amt hauptsächlich als Nebenamt , an Ge¬
meindebeamte übertragen . Auch Bayern sei in seinem Ent¬
wurf 8 53 nicht über die folgende , die Sache in Wahrheitdem Verordnungsweg überweisende Bestimmung hinausge¬kommen :

„ Bei den Amtsgerichten werden die Geschäfte der Staats¬
anwaltschaft entweder von besonders hiefür angestellten AmtS -anwälten versehen , oder es werden mit denselben andere ge¬eignete Beamte oder Bedienstete betraut .« In den bayri¬schen Motiven ist gesagt , daß wenn man allenthalben fürBayern Juristen für dir Amtsanwaltschaft verlangen würde ,dieses dem Staat eine Mehrausgabe von 400,000 bis 600,000Mark verursachen würde .

Zu einer gesetzlichen Regelung des BefähigungSMo¬mentes liege in Baden schon aus dem Grunde keine aüS -
reichende Veranlassung vor , weil alle Amtsanwälte jedenfallsnur Verwaltungsbeamte seien, in Baden aber die Vorbe¬
dingungen zur Erlangung selbst der höchsten Verwaltungs¬ämter nur im Berordnungsweg geregelt feien . Warumwolle man bei den Amtsanwälten eine Ausnahme machen ?
Ebenso werde die Sache für Elsaß -Lothringen und für Hessen ,welch letzteres wie wir in Baden in erster Reihe die land¬
gerichtliche Staatsanwaltschaft in Aussicht genommen habe ,geregelt .

Württemberg verlange in erster Reihe RichteramtS -Quali -
fikation , habe übrigens in einem weiteren Zusatzparagraphen( Art . 2b ) ausgesprochen , daß die Amtsverrichtungen der

trifft , so würde e» mir sehr wenig schaden , wenn der Bäcker gar nichtkäme ; eine halbe Schnitte zum Frühstück ist Alles , wa » ich dem Brode
absordere ."

Die » ist auch nicht zu bestreiten , denn MrS . File » zieht die Gerstedem Weizen vor und entnimmt ihre Nahrung lieber dem Bierfaß al »dem Brodkasten .
Daß ein Haushalt etwas sehr kostspielige » ist, hat Ediths nur all¬

zu bald entdeckt. Sie bezahlt ihre Rechnungen wöchentlich , stehtpünktlich und sorgsam die Bücher der Kausleute durch , und dennochscheint ihr Alle » weit wehr zu kosten, al » e» sollte . Van dem spätenDiner bleibt nie etwa » übrig , wa » man am nächsten Tage sür da »> Mittagessen der Leute anwenden kannte . Ganze Keulen lösen sich in! Ueberbleibsel für da- Abendbrot , dieser gefräßigen Hausmädchen auf ;! an ein Ragout ist nicht zu denken und Curry können die Hausmädchennicht essen. Ein Berjsteakpudding sür das Mittagessen der Leute er¬fordert vier Pfund Fleisch. Die SchweinSlenden , die Editha unterJane Tubbr '
Regime bezahlt hat , würden ein KosthauS in Gang er¬halten haben . Anna FileS liebt hübsche, kleine Stückchen Rauchfleisch ,welche im Fleischbuche nie unter neun Schilling angesetzt find undvon denen am nächsten Tage nicht » mehr zu sehen and zu hören ist .Materialwaaren aller Arten verschwinden in entsprechenden Quanti¬täten , und Eier , Butter , Käse und Speck werden in großen Massenvertilgt . Ohne gerade onzunehwen , daß ste bestohlen wird , hat Edith ,ein unbehagliche » Gefühl , daß die HanShaltungSankgaben sich vielhöher belaufen , als die« der Fall sein sollte . Sie muß Hermann sehroft uw Seid bitten ; die Summen , die er ihr gibt — er ist immerfreigebig , — scheinen unter ihren Händen zu schmelzen . Sie wundertsich, wir e» ihr Vater möglich gewacht hat , den großen Haushalt in

Lochwilhian zu erhallen .
i Unbewaßt ist Hermann auch dir Veranlassung zu Ausgaben . Wenn

Amtsanwaltschaft „ durch Polizeibeamte " und — ' mit Zu¬stimmung der Gemeindebehörde — auch durch Gemeindebe -amte besorgt werden können ; die württembergische Justizkom¬mission habe hiezu bemerkt , daß zwar unter diesen „ Beam¬ten " alle im öffentlichen Dienste ( ses Staats und der Ge¬meinden ) angestkllte Personen zu verstehen seien ; sie habejedoch bemerkt , daß der freien Bewegung der Justizverwal¬tung keine Grenzen darum zu ziehen seien und Laß mansich auf die Resolution beschränken müsse , daß „ Unterbe¬dienstete " (Polizeidiener , überhaupt untergeordnete Diener derObrigkeit ) zur Wahrnehmung amtsauwaltschaftlicher Ver¬richtungen nicht verwendet werden . Jedenfalls sollte man ,ehe man diese Angelegenheit gesetzlich regle , zuerst abwartcn ,wie sich das neu eingeführte Institut in der Praxis gestalte ;die Regierung habe vorerst die Absicht , zu versuchen , ob dieAmtsanwaltschaften durch die Staatsanwaltschaften der Land¬gerichte milbesorgt werden könnten , auf diese Weise wären janur Juristen in diesem Amte thärig , der Erfolg werde zeigen ,daß ein solches System sich auf die Dauer werde durchführenlassen . In Städten , wo sich der Sitz der Landgerichte be¬fände , werde sich das von selbst jo gestalten . Man gedenkedann weiter , einzelne landgerichtliche Staatsanwälte in diegrößeren Städte , vielleicht nach Heidelberg , Pforzheim zu deta -chiren , die dann die Amtsanwaltschaft mitzubesorgen haben .Endlich könne mau einzelne Amtsgerichts -Bezirke zn einemgemeinsamen amtsanwaltschaftlichen Bezirke Zusammenlegenund hiefür den Dienst einem Amts - oder Staatsanwalt zuübertragen . Es bleiben dann noch eine Anzahl Amtsgerichte ,wo man suchen müsse , die Amtsanwaltschaft , die dort eineArbeitskraft nicht voll beschäftige, als Nebenamt zu vergeben .Bayern denke für Fälle dieser Art an die Gerichlschreiber .Was den zweiten Absatz des ß 18 anbelange , so theiledie Großh . Regierung durchaus die von dem Abg . Seybelgeäußerte Ansicht , daß es sich weder mit der Berufsthätig -keit noch der amtlichen Stellung der bei den Bezirksämternangestellten zweiten Beamten vereinigen laste , ihnen dieFunktion der Amtsanwälte zu übertragen ; sie könnten nichtzugleich dem Amtsvorstand und dem ersten Staatsanwaltuntergeordnet sein , ohne daß Mißstände bedenklichster Artentstünden . Aehnliche Erfahrungen habe man s. Z . in Ba¬den schon mit dem sog. gemischten Referendär " gemacht .Gerade für die polizeilichen Strafsachen habe man aber bis¬her vielfach die Vertretung der Anklage in der Hauptver¬handlung ohne Nachtheil Personen überlasten , die nicht ju¬ristisch gebildet seien . Für die Beibehaltung dieser Institu¬tion , wonach die Polizcistrafsachen durch die Hilssbeamtender Bezirksämter besorgt werden , müsse unbedingt Rath ge¬schafft werden .
Im Ganzen hoffe die Regierung , durch die angedeutetenMaßnahmen mit dem zur Verfügung stehenden Personalauszureichen ; mit Bestimmtheit laste sich das freilich nichtVorhersagen » weil — es sei dies in den letzten Tagen mehr¬mals erwähnt worden — jedenfalls durch die zu erwartendeReichS -AnwaltSordnung viele Referendäre der Anwaltschaft ,zu welcher ihnen der Zugang sofort nach dem zweitenExamen ohne weitere Vorbereitungszeit freistehcn werde , zu -gesührt würden , und weil außerdem auch die in Aussichtgenommene Besetzung des Notariats mit Juristen , die beidePrüfungen absolvirten , die Zahl der zur Verfügung stehen¬den Referendäre sehr verringern werde . Dazu komme noch ,daß bei den Staatsanwaltschaften wegen der Erweiterungihres Berufskreises eine erhebliche Erhöhung des Personalswerde eintreten müssen .

Im Einzelnen wolle Redner noch darauf Hinweisen , daßjedenfalls der 8 18 Abs. 1 zu Mißverständnissen führenkönne , die Widerruflichkeit der Ernennung der Amtsanwältesei von der Kommission herübergenommen aus dem preußischenEinführungsgesetz , in Preußen sei nun , wie erwähnt , bestimmt .

j ihm sein Mittagessen nicht besonder » mundet , sagt er oft : „ MeinLiebchen , könntest du mir nicht dann und wann eine wilde Ente vor¬setzen ? " oder : „Mein lieb :S Kind , ich habe gestern Wachteln gesehen ;wir könnten doch auch einmal Wachteln essen. " Und Editha zahltdann jeden Preis , den der Wildpreihändler für die Vögel anfetzt , dieHermann zu essen wünschte . Auch ißt er zum Frühstück gern «ineOmelette , und kraft dieses kauft Anna FileS täglich für zwei Schil¬ling Eier ein .

Hermann kann jetzt seine Fcennde eialaden , ohne zu befürch¬ten , bet jeder Schüssel , die anfgrtragen wird , Mariecqnalen auSstehenzu müssen ; die Kosten dieser kleinen Diner » find aber geradezu ent¬setzlich. Anna File » ist eine Jüngerin jene « französischen Kochküustler » ,der ein halbe » Dutzend Schinken in eine Essenz verwandelte , die eineFlasche zu einer Unze auszunehmen vermag . Ein Stück Rindfleisch ,zwei große Schinken und eine halbe Kalbskeule genügen gerade , nmdie kleine Terrine Bouillon herziistcllen , welche daS Bankett eröffnet .ES ist wahr , die Fleischbrühe ist sehr gut ; aber noch weit besser ist^
daS h-rrlichc Gericht bosnk ä lu mväs , welche» Anno Files '

Schwä¬gerin unter dem Schutze der Dunkelheit an diesem Abende mit fich„ ach Hause nimmt , und gar schmackhast find die hübschen kleinenSchinken , welche Anna FileS ' Bruder am nächsten Morgen beimFrühstück verzehrt . Die Vorgerichte dcS Fulhawer P - steteribLcker» znsieben Schilling sechs P -.rce find spsttbilltg im Vergleiche , u AnnaFileS
'

KolbSclvqurlti » — eine kleine Schüssel , zu deren Bereitungeine halbe KaldSlende geopfert wirs , — oder jenen Kotelettes , welchenur auf Kosten eine» Hallen HammelrückeaS hergestellt werden können .!
»Ich verbrauche den Abfall und alle unpassenden Reste za meinen! Saucen , goäd '

ge Fron "
, erklärt FileS ; bcssenuugeach '.et bildet in dem>

Fieischerduche der Artikel Saecenflusch eine foitlaufenae Begleitungza den Braten .
(Fortsetzung salzt .)



daß die Amtsanwaltjchaft ein Nebenamt , hauptsächlich für

einen Gemcindebeamten bilden solle und daß eine besondere

Befähigung nicht zu verlangen sei, und darum habe man sie

dort für jederzeit widerruflich erklärt , in Baden aber sei nicht

beabsichtigt , die Amtsanwaltschaft nur als Nebenamt zu be¬

handeln und es werde also der Staalsregicrm ' g unbenommen

bleiben müssen , dem Amtsanwalt auch Staatsdiener - Eigen -

schaft zu verleihen , und jedenfalls die Rechte eines Angestellten

demselben zu gewähren .
Abg . Kiefer als Berichterstatter : Für die jungen Ver -

waltungsbeamten werde eine Thätigkeit , wie sie der Z 18

Abs . 2 ihnen zuweise , für den Fall , daß ihre sonstige Be¬

schäftigung ihnen Zeit dazu lasse, sehr nützlich sein ; hätten sie

keine Zeit , so werde die Regierung ihnen dieses Amt nicht übertra¬

gen , der H 18 Abs . 1 überlasse es ja der Regierung , solche Maß¬

regeln je nach Umständen zu treffen oder nicht zu treffen , —

durch Annahme des Kommissionsantrags würden viele Kosten /

erspart werden , aber auch die Rechtspflege selbst dabei ge¬

winnen , wenn Rechtskundige die Anwaltschaft besorgten ; es

sei ein hohes Interesse , daß Rechtskundige das Amt der An - /

klage auSübten und daß man es nicht in die Hände niede¬

rer Beamten , wie Aktuare oder Gmdacmeriebcamtm lege ;

diese unterlägen leicht der Gefahr , ihr Amt dahin aufzusas - /

sen, als hätten sie nur alles Belastende , nicht aber auch die

Entlastungsumstände vorzutragen .

In Württemberg sei die Ordnung dieser ganzen Ange - !

legenheit der Gesetzgebung zugewiesen , und zwar in einer

Weise , die mit den ! Kommissionsvorschlag des H 18 im All - /

gemeinen völlig übereinstimme . Durch die Referendare und j

Rechrspraktikantcn , welche bei den Staatsanwaltschaften der ^

Landgerichte arbeiteten , würden die Funktionen der Amts - ^

anwaltschaft am besten ausgeübt werden können . i

Die Vorschläge der Kommission seien also ausführbar , sie !

seien aber auch sachlich wohl begründet , um so mehr , als ein /

großer Theil der bisher von den Amtsgerichten vorgenomme - ,

neu Untersuchungshandlungen
' in Zukunft den Amtsanwäl - -

ten zufie ' en ; hierzu seien Juristen erforderlich . Er bitte um ?

Annahme des Kommissionsantrags .

Abg . Junghanns : Funktionen wie die den Amtsan¬

wälten Angewiesenen erforderten einen weiteren Gesichtskreis ,

eine höhere Vorbildung , als die heute oft genannten niederen i

Beamten sie besäßen , er sei also für den Kommissionsvor - /

schlag ; da aber an verfügbaren juristischen Kräften so em - i

pfindlicher Mangel herrsche , schlage er vor >. in Z 18 Abs. 1 >

zu sagen , „ möglichst aus der Zahl der zum Richteramt l

befähigten Personen " . /

Jllstizmniisterial -Präsident l) r . Grimm : Mit der von >

Abg . Junghanns soeben vorgeschlagenen Einschränkung halte !

die Regierung den H 18 Abs . 1 für annehmbar . /

Abg . Kiefer : Auch er sei der Ansicht , daß für Noth - /

fälle der Regierung das Recht , auch nicht juristisch gebil - /

dete Personen für die Amtsanwaltschaft zu verwenden , ge - !

geben werden könne . Er wünsche , daß die HZ 18 und 19 !

an die Kommission zurückverwiesen werden möchten , damit /

dieselben im Benehmen mit der Großh . Regierung die ent - !

sprechende neue Redaktion vornehme .

Abg . Seybel erklärt hieraus , unter diesen Umständen >

ziehe er vorerst seinen Antrag zurück . !

Das Haus beschließt , die HZ 18 und 19 in oben erwähn - '

tem Sinne an die Kommission zurückzuverweisen .

Die Diskussion geht über auf H 20 , welcher lautet :

Die Dienst - und Geschäftsverhältniffe der Gerichts - !

schreiber , der Gerichtsvollzieher und Zustellungsbeamten !

werden , soweit nicht gesetzliche Vorschriften bestehen , durch i

Verordnung geregelt .
Abg . JunghaanS : Er bitte , die Großh . Regierung

möge diese Verhältnisse so ordnen , daß sie für das Publikum !

möglichst wenig kostspielig seien . Das Einkommen der Ge - >

richtSvollzieher werde am vesten durch bestimmte Besoldung , !

nicht durch Gebühren normirt .

Abg . Hufs schmid : Er hätte gewünscht , daß ein so

wesentlicher Bestandthcil der zukünftigen Organisation , wie

das Institut der Gerichtsschreiber und der Gerichtsvollzieher

in etwas weiterem Umfang , als der H 20 dies vorschlägk ,

durch Gesetz geregelt würde . — Nölhig sei bezüglich der Ge¬

richtsvollzieher eine Neuordnung der Vorschriften über ihre
'

Vorbildung und ihre Prüfungen , ferner sei die Einführung

einer Prüfungszeit vor der Anstellung erforderlich , die Stel¬

lung dieser Beamten werde ja in Zukunft eine viel wichtigere

sein , als bisher . Ganz dasselbe gelte auch für den Gerichts¬

schreiber ; ihrer Stellung nach wäre sogar wünschenswerth ,

daß sie — auch für die Amtsgerichte — Rechtsgelehrte seien ;

wenn nun dies auch wegen Personalmangels unmöglich sei,

werde es doch erforderlich sein , die Prüfungen und die Vor -

bereitungspraxis dieser Beamten durchgreifend neu zu regeln .

Auch die finanzielle Stellung der Gcrichtsschreiber werde zu

verbessern sein, und zwar empfehle er für sie die Einführung

von Gebühren , nicht einer festen Besoldung .

Ministerialrath vr . Bingner : Ec halte den Z 20 des j

Kommissionsentwurfs für entbehrlich , weil dessen ganzer !

Inhalt schon in den HZ 154 und 155 des Reichs - Gerichts - I

Verfassungs - Gesetzes enthalten sei ; wenn dort gesagt sei , die j

Regelung der Dienst - und Geschäftsverhältniffe der Gerichts - ?

schrciber und Gerichtsvollzieher erfolge „ durch die Landes - >

Justizverwaltung
" , so sei nach der Terminologie der Reichs - i

gesetze mit diesen Worten ausgesprochen , daß sie durch Ver¬

ordnung zu erfolgen habe .
Daß für die Vorbildung der Gerichtsschreibcr und Ge - !

richtsoollziehor in Zukunft höhere Anforderungen gestellt /

würden als bisher , sei nach der ganzen diesen Beamten

durch die Reichsgesetze zugewiesenen Stellung unerläßlich ; /

die auszuarbeitenden Verordnungen würden in diesem Sinne l

die nöthigen Anordnungen treffe » .
Das Gebührenwescn für die Gerichtsvollzieher und für !

die Gerichtsschreiber sei, soweit es sich um die Zahlungspflicht z

der Prozeßparteien handle , schon reichsgesetzlich geregelt .

Abg . Bär spricht sich dafür ans , daß die Gerichtsvoll - i

zieher nicht durch festen Gehalt , sondern durch Gebühren /

ihre Bezahlung empfingen .
Abg . Friderich : Ec glaube , daß die Beamten , welche i

bisher die Geschäfte der Gcrichtsschreiber besorgten , auch in /

Zukunft dazu im Stande sein werden , wenn auch die An - /

forderungen sich erhöht hätten . Die Bezahlung dieser Be - i

amten , sowie der Gerichtsvollzieher durch Gebühren erfolgen !

zu lassen , erscheine ihm nicht richtig , da dies die Justiz für

die Rechtssuchenden noch viel mehr verthruern werde .

Die Diskussion wird hiemit geschlossen. >

Abg . Kiefer als Berichterstatter erhält das Schlußwort :

Die Kommission habe in Uebereinstimmung mit der Reichs -

gesetzgebung die Regelung dieser ganzen Materie der Regie - /

rungsverordnung überlassen zu sollen geglaubt . /

H 20 wird angenommen . ES folgt die Berathung des

Z 21 , welcher folgendermaßen lautet : j

Die allgemeine Oberaufsicht über die Ausübung der -

Rechtspflege , sowie die unmittelbare Dienstaufsicht über i

das OderlandeSgerichr und die Landgerichte steht dem !

Justizministerium zu . /

Abg . v . Feder : Er wolle hier die Frage der Amtstracht !

zur Sprache bringen , in Preußen habe man den Talar als

solche angenommen . In unserem Land seien die Meinungen

hierüber sehr verschieden . Redner wünsche » daß die Großh .

Regierung -sich darüber ausspreche , wie sie fich zu dieser .

Frage zu stellen gedenke. !

Justizministcrial -Präfident vr . Grimm : DerRegierungs - !

entwurf habe den Vorgang Preußens nicht befolgt , mithin

über die Amtstracht keine Bestimmung ausgenommen , weil

ein Bedürfniß nach einer neuen Regelung dieser Angelegen¬

heit für Baden nicht vorhanden schien. Da bisher Mißstände

nicht bekannt geworden seien , werde es wohl bei der beste¬

henden Uebung sein Verbleiben haben können . Uebrigens

Hanl,et u « d Merkeyr .
^

Neuester Fraukfur -krr Kurszettel iw Haupcvlatt
M . Seite .

VasdelSberichlr .
Berlin , 11 . Nov . iHeireidevarkt. (SchlnKbericht.) Weizen per

Nov.-Dez . 174. — . per April -Mai 18150 , Per Mai -Juni 18350 .

Roggen per Nov.-Dez . 121.— per Dez -Jan . 123. — , per April -Mai

125 . — , Nüdö ! i > S7 .L0 . per Nov . 57 .40 per Nov.- Dez . 57 .- .

Per April -Mat 57 .30 . ' piriw .S Ive«, 51,90 , per Stoa. 51 .75 , per

Nov .-Dez 50 .60 . per Apr -l - Mai 5230 . Haler per Nov . 114 .50 per

April Mai 121.50 . Bewölkt.
Lötu 11. Nov . ( Sch ußbericht. ! Weizen — . hiesiger 20 —,

l «n fremder 18 .50 , per Novbr . 18 .— , per März 18.35 , per Mai

18.55 . Roggen >« < diesiger !5 .50 . per Novör . 12,15 , per März

12.40 , per Mai 12.65 . Last - -oov 14 50 . per Novbr . 18.60.

Rübsi k vo 3150 . per Mai 3040 .

Howhurg , 11 . Nov . SedlUi>r>-richt . W ,en ruhig per Nov.

De, . 173 <S . » per April - Mai 172 « ., Per Mai -Juni 184 G .

Notzsen »er Nov . - Dez . 122 G , per April - Mai 185 G . , Per Mai -

Juni 126 G .
« rem - .- II . Nov 'Jctrsleusi . ( GÄlnsi «richt.) Standard white

9.1S, per Dez. 9.15 , per Januar 9.30 , per Febr .-Apr . 9.40.

Ruhig . — Amerikanische - Schweineschmalz (Wileox) 36 ' /, Ps.

sPar iS , 11 . Nov. Rübol per Novbr . 87.— , per Dezbr . 87.—,
per Januar - April 8625 , per Mai - August 86 .—. Spiritus Per
Novbr . 61 .25 , per Jannar -April 60L0 . Zucker , weißer , diSP .
Nr . 8 per Novbr . 59 50 , per Januac -April 61 .25 . Mehl 8 Mar -

kr» , per Novbr. 61 .75 , per Dezbr . 61.75 , per Januar - April 61 .75,
per März -Juni 62 .— . Weizen per Novbr . 27.50, per Dezbr . 27 .50,
Per Januar -April 27.75 , per März Juni 28 .— . Roggen per Novbr .
1 ?.— , per Drzbr . 17.25 , per Jannar -April 17,25 , Per März Juni
17.25.

Amsterdam , 11 , Nov. Weizen auf Termine unser , per Novbr.
— , per März 271 . Roggen looo unver . , aus Termine niedr ., per
März 158 , Per Mai — . Rüböl looo 3A ' /« , per Herbst 84 ' /, , per
Ma ! <1879) 36 ' /, . Raps looo — , per Frühjahr — , Per Herbst
1879 — .

Antwerpen , 11. Nov . Petrolrummarkt . Gchluhberickt Stim¬

mung : Ruhig . Rosftuines Type m -itz, !->«« - a >b-l 22 d. , 22 ' /. B ,
Nov . 22 22-/, Dez . - L . 227 , B . Jan . — 8 , 23 '/. B .

F -br. — b , 23 '/, B.
London , 11 . Nov . Beireidemarkt . Schlatzbericht. Weizen ruhig ,

unverändert . Mahlgerste und Hafer um 6 . d. iheurer . Anderes stetig ,
Zufuhren in der Woche vom 2. bis 8 . November : Weizen 50,676 .
Berste 9498 , Hafer 66,726 Q . « alt .

könne diese Frage wohl auch füglich » da sie zur Aufrecht -

erhaltuug der hergebrachten Sitte , beziehungsweise des De -

corums der Gerichtsverhandlungen gehöre , den einzelnen

Gerichtshöfen beziehungsweise deren Vorständen zur Ord¬

nung überlassen werden . Definitive Entscheidungen seien

Seitens der Regierung in dieser Frage , in der sehr große

Anstchtsverschiedenheiten herrschen , wie der Herr Vorredner

richtig betont habe , noch nicht ergangen .

Abg . Förderer : Der Richter solle nie in seiner Amts¬

handlung in anderm Gewände erscheinen , als im gewöhn¬

lichen bürgerlichen Leben / selbst für die Amtsrichter hielte
Redner eine solche Anordnung für wünschenswerth . Es treffe

für diese Angelegenheit der Satz zu : ssvvls saoot « traetvoiur .

Abg . Kiefer als Berichterstatter : Die Kommission sei

von der Auffassung ausgegangen , daß diese Frage am besten
der Justizverwaltung zur - Ordnung überlassen würde . Er

persönlich halte diese Angelegenheiten des Decorums der Ge¬

richte nicht für so ganz unwichtig und wünsche auch gleich¬

förmige einheitliche Ordnung für das ganze Land , nur solle

nichts geschaffen werden , was der Volkssttte widerstrebe , wie

dies bei der Robe der Fall sein würde .

Abg . Schmidt : Auch er wünsche , daß die Großh . Re¬

gierung der Ordnung dieser Frage näher trete und sie ein¬

heitlich für das ganze Land ordne ; für die Robe sei Redner

nicht .
Abc, . Bär : Der Frack werde nach allgemeiner Sitte als

Amtstcacht angesehen ; er empfehle , so lange nicht große

Mißstände einträten , es einfach bei dem Bisherige » zu be¬

lasten .
Abg . Huffschmid : Den Vorständen der einzelnen Ge¬

richtshöfe solle man diese Angelegenheiten nicht überlassen ,

sondern diese einheitlich für das ganze Land regeln . Die

Mehrzahl der Richter und auch Redner sei für Annahme der

Amtstracht , welche Preußen einzusühren beschlossen habe , d. h.

des Talars .
Ein Schlußantrag der Abgg . MayS und Genoffen wird

angenommen .
Nach persönlichen Bemerkungen der Abgg . v . Feder und

Bär schreitet das Haus zur Abstimmung .

H 21 wird angenommen , ebenso der H 22 , dieser lautet :

Die unmittelbare Dienstaufficht über die Amtsgerichte

führen die Landgerichte nach Maßgabe der Anordnungen

des Justizministeriums .

Zu H 23 , dessen Wortlaut folgender ist ,
Die unmittelbare Dienstaufsicht über die bürgerliche

Rechtspflege der Bürgermeister steht den Amtsgerichten zu .

frägt Abg . Jung Hanns , ob mit dem Worte „Dienstauf¬

sicht" gesagt sei, daß die volle Disziplinargewalt über die

Bürgermeister , welche bisher den Bezirksämtern zustund ,

nunmehr auf die Amtsgerichte übergehen solle.

Justizmmisterial - Präfident Or . Grimm : Die Diszi¬

plinargewalt werde vom Amtsgerichte gegen den Bürger¬

meister nur soweit seine Thätigkeit als Richter in Frage

komme , geübt werden .
Abg . Kiefer als Berichterstatter erklärt , die Kommission

sei derselben Auffassung , wie die Großh . Regierung .

§ 23 wird angenommen ; hierauf erfolgt ohne Diskussion

die Annahme des H 24 , dieser lautet :

Außer Wirksamkeit treten :
1 ) die badische Gerichtsverfassung vom 19 . Mai

1864 (Reg . -Bl . Nr . 18 ) ;
2 ) daS Gesetz vom 19 . April 1856 (Reg .-Bl . Nr .

16 ) über die Gerichtsbarkeit der Bürgermeister in bür¬

gerlichen Rechtssachen ;
3 ) das Gesetz vom 24 . Mai 1865 ( Rfg --Bl . Nr . 25 )

über die Gerichtsbarkeit in Privat - Recht - sacheu d§r Mi¬

litärpersone » nebst dem Gesetze vom 28 . Dezember 1831

( Reg .-Bl . 1832 Nr . 4 ) , über die Beschlagnahme von

Gage » , Gehalten und Pensionen von Militärpersonen .

Sodann wird die Sitzung geschloffen .

London , 11 . Nov . <11 Uhr.) EonsolS 95' /, , Italiener —,—

1873er Russen 81 ' /, , Türken —,—.
London II . Nov . <8 Uhr.) EonsolS 95^/, . fand . Lmrrik . 108 /«.

Liverpool , II . Nov . Baumwollenmorkt . Umsatz 8000
Ballen . Unoerävdert .

New - Aork , 9. Nov . (Schlußkorse .) Petroleum in New - Iork
9, , dto.i in Philadelphia 9 .! Mehl 3,90 , Mais (old mixed) 47,
rother Wimerweizen 1,07 , Kaffee , Rio gvod sair 15 '/« , Havanna -

Zucker 7, Gclreidesrocht 6. Schmalz Marke Wileox 8 '/, . Speck 4' /, .
Baumwoll -Zusuhr — B , ÄuSsuhr «ach Broßbritaanien — B ,

dto . nach »em Tontineni — B .

Wttter » » g*ve » v« chta,ge «
der meteorologische» Statt »« LarlSrnve .

Baro-
-- . meter .
Novbr .
11 . Mttga . rllhr 7430

. Nachts SUHr 744 .6
18 . MrgS. 7llhr 744 .3

Thermô Fe»ch- I
Wi»d,meter tigleiti» Himmel .

M Proc.
-4- 9 .5 63 - SW . bedeckt
-j- 6 .2 90
-j- 3L 81 S . klar

Bemerk » »

stürmisch.
veröuderlich.
heiter.

S-

Beranlwortlicher Redakteur : Heinrich Boll in Karlsruhe .

Bürgerliche Rechtspflege.
Oesfratlicht A»ffordrr»»gr» .

« .424 . Nr . 13,490 . Eber hach .
Heinrich Müller . zum grünen Baum "

hier besitzt ou» Soul 4 a 12,38 gm früher
Wiese, jetzt verbaut in der Lauteubach, einer¬
seits Peter Rupp in Lmbach , anderseits
Gemeindeweg.

Mangels eines Eintrag - im Grundbuch
verweigert der Gemeindermh dahier die Ge
währ ; eS werden daher aus Antrag de-
Heinrich Müller all- Diejenigen , welche
so die genannte Liegenschaft — in den
Grund und Pfandbüchern nicht eingetragene,
auch sonst nicht bekannte— dingliche Rechte,
lehenrechlliche oder stdeikommiffansche An¬
sprüche haben oder za baden glauben, ausgc -

sordert, solche innerhalb
zweier Monate

dahier zeltend zu machen , widrigen » die-

selben Lew neuen Erwerber oder Unter-

" - - <

pfandSglänbiger gegenüber für erloschen
erklärt würdes .

« brrbach , den 6. November 1878 .
Großh bad . Amtsgericht.

F . Grimm .
« ompk .

« 437 . Nr . 27,244 . Lörrach .
In Sachen

der Spitalverwaltung Basel
gegen

Unbekannt; Dritte .
Beschloß .

Nachdem aus unsere Aufforderung vom
2 . Juli d I -, Nr . 14,963. in Beziehung
aus die dort angeführten GrundstückeRechte
der dort bezeickneten Act innerhalb der ge-

«ebenen Frist nicht gelt-nd gemacht worden
find, werden solche dem Äufforderungskläg-r
gegenüber sür erloschen erklärt.

Lörrach, den 4 . November 1878.
Großh . bad. Amtsgericht.

L a u ck.

LM » Sadigllllgca . j innerhalb drei Monate « würde , welchen solche zakärve, wenn die Bor -

E 381 . Nr . 32,776 . Ossenbnrg . ' erscheint, die Erbschaft lediglich Denjenigen geladenen zur Zeit de» « rbanfall » nicht

Dnrch « rkenntniß vom 5 . Oktober l . I ». , /wird zazetheilt werden, welchen sie zukäme, mebr gelebt bitten .

Nr . 29,505 , wurde Lorenz Braig von wenn er, der Borgeladeoe , zur Zeit der , Lahr, den 5 November 1878. Z

UaterhaimerSbach im Sinne de- L R .S . « rbschastSeröffaung nicht mehr am Leben / Der Großh . bad. Notar ,j j

499 verbeistandet and ihm Andreas Braig gewesen wäre. ! Li « rman n. s

von da al» Beistand bestellt. ! Karlsruhe , den 5 . November 1878 . HMldklSregistrr -LWtrSstr .

Offenburg , Len 2 . November 1878 . ! I . Meyer , Notar . i « .431 . Nr . 14,514 . Bühl . Zn O Z.

Großh . bad. Amtsgericht. > E .399 1 . U.Nr . 1,649. Lahr . Die 19 de- GesellschastSregister » wurde , heute

Gaur . . vermißten Karl August Dterstein , Hut - eingetragen : „Josef Speirer von Bühl ,

^ . Ludwig . wacher, und Wilhelm Dierstein , Metz er , Lheilhaber der Gesellschaft Z . Speirer

ErbvorlSdüllgtU - beite von Lohr , welche sich vor bald 80 und Eie., hat fich Mil Fräuleia Rm -ertiae

S .402 Karlsruhe . Johann Georg ^Jahren nach Amerika begeben haben sollen, Maier von Neckarsteinach verehelicht.

Dürr , lediger Landwirth von Egzenstein , find zur Erbschaft ihrer am 20 Oltobrrb . J . / Laut Lheveitrag vom 6 . August 1878 iß

ist zur Erbschaft seiner daselbst verstorbenen verstorbenen Mutter , der Weber Friedrich oller jetzige und künftige, aktive und passive

« rüder» , de» Landwirth » Jakob Friedrich Dierstein WiNwc, Barbara , ged. Lagai, BermSgen beider Ehegatten von der Ge«

Dürr berusen , sein dermaliger Äusent- von hier, witberusea . / meinschaft ausgeschlossen und wirst jeder

haltSo tt ist unbekannt . Dieselben werden hiermit arfgefordert , Theil nur den Betrag von 100 Mk. in die

Derselbe wird zur Aufstellung deS Erb - fich zu de« ErbtheilirngSverhandluugen , ! Geweinschasteia.
' verzeich risse» und zu den LheilungSoerhand - biunen3Monaten , ! Bühl , den 23 . Oktober 1878.

l langen mit dem Bedeuten öffeatlich sorge- um so gewifirr dahier zu welten . als sonst die / Großh . bad . Awltgericht .

! laden, daß, wean er nicht Erbschaft Derjenigen zugecheitt weiden ! Eisenlohr .

Bruck und tzirriag der G . « raun ' sche « volbuchdriickerel ^
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